P R O T O K O L L
über die Gemeinderatssitzung

am Mittwoch, 5.12.2007, 19:30 Uhr

Ort: Gemeindeamt Ulrichskirchen

Eingeladen und anwesend waren:

Vizebgm. Rolf-Dieter Hensel



GfGR Robert Busch

GfGR Josef Holzbauer




GfGR Susanne Wohner

GfGR Josef Stöckelmayer



GfGR Michael Neumann

GR Rudolf Roschitz




GR Wolfgang Kraus

GR Ludwig Wernhart 




GR Kalser Wolfgang
GR Ing. Karl Jansky




GR Johann Krexner
GR Prof. Mag. G. Schwaigerlehner


GR Ingeborg Esberger

GR Josef Binder




GR Franz Busch
GR Maria Schütz





GR Ing. Markus Köstler



Entschuldigt: GR Christian Mader, GR Franz Jungmann
Vorsitz:
Bgm. Ernst Bauer

Protokoll:
Heidi Holzmann

TAGESORDNUNG:

Öffentlich:

1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit

2. Genehmigung des Sitzungsprotokolles vom 26.09.2007

3. Gebarungseinschau vom 25.10.2007

4. Änderung der Abfallwirtschaftsverordnung

5. Vertragsmodifikation zur Altglassammlung

6. Entwidmung und Verkauf von Gemeindegrund, KG Ulrichskirchen

7. Grundabtretungen, KG Schleinbach

8. Bestellung eines Vorstandsmitgliedes für den Gemeindeabwasserverband „Mittleres Rußbachtal“

9. Verträge EVN / Ortsverkabelung Schleinbach

10. Durchführungsvertrag ÖBB – Lärmschutzmaßnahmen

11. Wasserschaden Volksschule

12. Baurechtsvertrag Heimat Österreich

13. Siedlung „Altherren“

14. Haushaltsvoranschlag 2008

15. Volksbefragung über die Einführung einer flächendeckenden Tempo 30 – Zone auf Gemeindestraßen

16. Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit:

17. Ehrung eines verdienten Gemeindebürgers anlässlich seines 60. Geburtstages

18. Anerkennung verdienter GemeindebürgerInnen

19. Werkvertrag Arzt

TO 1) Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bgm.Ernst Bauer begrüßt die Anwesenden, erklärt die GR Jungmann und Mader als entschuldigt, stellt die Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung.
Auf Grund des hohen Interesses an den kürzlich durch Medienberichten bekannt gewordenen Möglichkeiten einer Umfahrung auf Wolkersdorfer Gemeindegebiet / Riedenthal bittet Bgm. Bauer die zahlreich erschienen Besucher um Information, ob eine Unterbrechung der Sitzung, in der von ihm die gewünschten Informationen gegeben werden, ausreichend ist bzw. ob das Interesse nach diesen Ausführungen der Gemeinderatssitzung beizuwohnen so groß ist, dass gegebenenfalls der Sitzungsraum aus Platzgründen in die Volksschule und die Sitzung um eine Stunde verlegt werden müsste. 
Nach dieser Umfrage unterbricht Bgm. Bauer die Sitzung um 19:38 um die Anwesenden über die möglichen Trassenführungen zu informieren. Nach gegebenen Informationen verlässt der Großteil der Anwesenden den Sitzungssaal.
Bgm. Bauer führt die Sitzung um 19:50 weiter.

Bgm. Bauer teilt mit, dass zwei Dringlichkeitsanträge gem. § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung vorliegen:

Die unterzeichneten Gemeinderäte Vizebgm. Hensel, GfGR Stöckelmayer und GfGR Busch stellen den Antrag, folgenden Tagesordnungspunkt in die Tagesordnung der Gemeinderatssitzung vom 05.12.2007 aufzunehmen:

„Verzicht auf Wiederkaufsrecht von. Fam. Killek, KG Schleinbach“

Beschluss: Der Dringlichkeitsantrag wird einstimmig angenommen und unter TO 16 der Tagesordnung behandelt. Alle anderen werden nachgereiht.

Die unterzeichneten Gemeinderäte Vizebgm. Hensel und GR Ing. Köstler stellen den Antrag, folgenden Tagesordnungspunkt in die Tagesordnung der Gemeinderatssitzung vom 05.12.2007 aufzunehmen:

„Klarstellung der MG Ulrichskirchen-Schleinbach-Kronberg zu den veröffentlichten Planungsvarianten einer Umfahrung Ulrichskirchen“ 
Beschluss: Der Dringlichkeitsantrag wird mit 17 Gegenstimmen (9 ÖVP, 8 SPÖ) nicht in die Tagesordnung aufgenommen. 2 Stimmen dafür (Grünes Kleeblatt)
Begründungen:
GfGR Stöckelmayer: Die angesprochenen Punkte werden und sollen im Arbeitskreis Verkehr behandelt werden.

GfGR Busch: Es muss bezüglich der Umfahrung nach anderen Lösungen gesucht werden, für Rückbauten ist im HVA 2008 bereits ein Posten vorgesehen.

TO 2) Genehmigung des Sitzungsprotokolls vom 26.09
Das Sitzungsprotokoll vom 26.09.2007 wird einstimmig genehmigt und gefertigt.

TO 3) Gebarungseinschau vom 25.10.2007
Am 25.10.2007 fand eine unvermutete Gebarungseinschau statt.

Der Obmann des Prüfungsausschusses berichtet:

TO 1:

Wasserschaden Volksschule:

Es wurde stichprobenweise die Forderung im Zuge des Verfahrens kontrolliert. Dabei wurden keine Differenzen festgestellt.

Aus dem Akt der Prozessführung konnte festgestellt werden, dass am 30.05.2006 ohne vorherige Genehmigung die Klage eingebracht wurde. Seitens des GR wurde die erstmalige Genehmigung der Prozessführung am 29.06.2006 beschlossen. Am 06.03.2006 wurde die Abtretung der Ansprüche von der Quadec an die Gemeinde durchgeführt.  In der GR-Sitzung vom 10.01.2007 wurde die Prozessführung nochmals und die Zession erstmals im GR genehmigt. Da die Zession jedoch im Gemeindevorstand zu genehmigen ist, wird seitens des Prüfungsausschusses empfohlen, sicherheitshalber die Zession nochmals im Vorstand genehmigen zu lassen. 

TO 2:

Friedhofsgebühren:

Es wurde eine Beerdigung, mehrer Verlängerungen und eine Neuvergabe geprüft. Es wurden dabei keine Differenzen festgestellt.

TO 3:

Allfälliges:

Als Terminvorschlag für die nächste Sitzung wird der 05.12.2007 um 17:30 vereinbart. Tagesordnungspunkte Müllgebühren – Kostenneutralität.“
Stellungnahme des Bürgermeisters:
ad TO 1)

Sowohl der Rechtsanwalt als auch das Gemeindereferat bestätigen die Vorgangsweise, dass auch der Beschluss im Gemeinderat möglich ist, obwohl grundsätzlich der Gemeindevorstand zuständig wäre, wenn im Gemeinderat in selbiger Sachlage gleichzeitig ein Beschluss gefasst wird, für den der Gemeinderat zuständig ist.

TO 2 und 3 wurden zur Kenntnis genommen.

Der Bericht des Obmanns des Prüfungsausschusses GR Kalser und die Stellungnahme des Bürgermeisters werden einstimmig zur Kenntnis genommen.

TO 4) Änderung der Abfallwirtschaftsverordnung

Der Arbeitskreis hat in seinen Sitzungen eine Änderung der Abfallwirtschaftsverordnung ausgearbeitet und liegt diese nun zur Beschlussfassung vor.

GR Ludwig Wernhart, der Vorsitzende des AK Abfallwirtschaft, erläutert die zu ändernden Punkte.

Ergänzung §3:
… Altstoffe wie Papier, Weißglas, Buntglas, Sperrmüll, Alteisen, kompostierbare (biogene) Abfälle, Altspeisefette/-öle, Elektroaltgeräte, Kartonagen, Problemstoffe, Styropor 

Änderung/Ergänzung §4:
(5) Sperrmüll wird zu den bekannt gegebenen Terminen von der Liegenschaft abgeholt, darüber hinaus kann die Abgabe zu den verlautbarten Terminen und an der bekannt gegebenen Sammelstelle erfolgen
(9) Problemstoffe können zu den verlautbarten Terminen und an den bekannt gegebenen Sammelstellen abgegeben werden
(10) Elektroaltgeräte können zu den verlautbarten Terminen und an den bekannt gegebenen Sammelstellen abgegeben werden
(11) Altspeisefette/-öle können zu den verlautbarten Terminen und an der bekannt gegebenen Sammelstelle abgegeben werden
(12) Kartonagen können zu den verlautbarten Terminen und an der bekannt gegebenen Sammelstelle abgegeben werden
(13) Styropor kann zu den verlautbarten Terminen und an der bekannt gegebenen Sammelstelle abgegeben werden 

Änderung §5:
Die Sperrmüllsammlung erfolgt 1-mal jährlich (vor der Liegenschaft)
Die Problemstoffsammlung erfolgt 2-mal jährlich (Bringsystem)
Die Abgabe (Bringsystem) von Altstoffen (ausgenommen Problemstoffe und kompostierbare (biogene) Abfälle) ist 12-mal jährlich (Bauhof) vorgesehen 

Änderung §10:
Die Abfallwirtschaftsverordnung tritt am 1.1.2008 in Kraft. 

Antrag Bgm. Bauer Die Abfallwirtschaftsverordnung in vorliegender Form zu beschließen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen
GfGR Busch weist bei dieser Gelegenheit darauf hin, dass ein kürzlich erschienener Pressebericht von Hrn. Zigmund nicht der Wahrheit entspricht, dass Mitglieder der SPÖ sehr wohl in Arbeitskreisen mitarbeiten. Er bittet dies an die zuständigen Verfasser von Berichten auch weiterzuleiten.

TO 5) Vertragsmodifikation zur Altglassammlung
GR Wernhart erklärt, dass die Austria Glas Recycling GmbH eine Vertragsmodifikation übermittelt hat und diese die folgenden Änderungen / Ergänzungen beinhaltet:
· Die Normeinwohnerzahl wurde angepasst auf 2418

· Das Pauschalentgelt wurde leicht erhöht auf EUR 0,942 zuzüglich USt.

· Der Vertrag ist erstmalig per 31.12.2010 kündbar unter Einhaltung einer 6monatigen Kündigungsfrist

GR Kraus: Unterschied zwischen Normeinwohner und tatsächlichen Einwohner?

GR Wernhart: Der Normeinwohner wird nach Vorgaben der Statistik Austria definiert (mit einem gewissen Schlüssel werden auch die Nebenwohnsitzer mit eingerechnet).

Antrag Bgm. Bauer: Die Vertragsmodifikation über die Sammlung von Verpackungen aus dem Packstoff Glas (Altglassammlung) zu beschließen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 6) Entwidmung und Verkauf von Gemeindegrund, KG Ulrichskirchen

Es liegt ein schriftliches Ansuchen vom 14.10.2007 von Herrn. Roland Lammel, Neugebäudestr. 7/11, 1110 Wien, vor, das zwischen den Parzellen .74, deren Eigentümer er ist (Schleinbacher Straße 7, 2122 Ulrichskirchen) und .73  befindliche Grundstück im Ausmaß von ca 30m² von der gemeindeeigenen Parzelle 3038/1 anzukaufen.

Dieses Grundstück ist als öffentliches Gut gewidmet. 

Anträge Bgm Bauer: Der Gemeinderat möge zustimmen, das angesprochen Teilstück im Ausmaß von ca. 30 m² aus dem öffentlichen Gut auszuscheiden.

Der Gemeinderat möge weiters dem Kaufansuchen des Herrn Robert Lammel zustimmen.

Sämtliche Kosten werden vom Käufer getragen.

Beschluss: Anträge einstimmig angenommen.
TO 7) Grundabtretungen, KG Schleinbach
Auf Grund von geplanten Bauvorhaben ist die Abtretung der folgenden Flächen erforderlich und in das Eigentum der Gemeinde zu übernehmen.

Wagner Michael, Feldweg 6, 2123 Schleinbach, hat von Gst.Nr .275, EZ 729, die ausgewiesene Fig. 1 mit 19 m² an die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach, Grdst.Nr. 2033/5 abzutreten.
Weilinger Eva und Christan, wohnhaft Am Stadtwald 2/6/1, 2130 Mistelbach, hat von Gst.Nr. .121/2, EZ 700 (Sonnleithengasse 2, 2123 Schleinbach), die ausgewiesene Fig. 1 mit 34 m²
an die Marktgemeinde Ulrichskirchen/Schleinbach Gst.Nr 2057/1 abzutreten.
Antrag Bgm Bauer: Die genannten Grundstücke von Wagner Michael und Weilinger Eva und Christian in das Eigentum der Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach aufzunehmen. Alle Kosten werden von den Eigentümern übernommen.
Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 8) Bestellung eines Vorstandsmitgliedes für den Gemeindeabwasserverband „Mittleres Russbachtal“
Bgm. Bauer erläutert, dass durch seine Wahl zum Obmannstellvertreter die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach ein Vorstandsmitglied nachnomieren muss. 

Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge den geschäftsführenden Gemeinderat für das Kanalwesen Josef Stöckelmayer entsenden.

Beschluss: Antrag mit 18 Stimmen angenommen, 1 Stimmenthaltung (GfGR Stöckelmayer)
TO 9) Verträge EVN / Ortsverkabelung Schleinbach
Für das Bauvorhaben in der KG Schleinbach Kramergasse, Bahnstraße, Hauptplatz und Hauptstraße ist es notwendig, mit der EVN einen Dienstbarkeitsvertrag, eine Vereinbarung über die Grundbenützung und einen Vertrag über die Hoch- und Niederspannungsverkabelung zu beschließen.

GfGR Busch erkundigt sich nach den Gesamtkosten.
GfGR Stöckelmayer erklärt, dass von den zuletzt beschlossenen Aufträge ausgegangen werden kann und diese Kosten auf die Laufmeter aufgerechnet werden können  – unter Berücksichtigung eventueller Erhöhungen.
GfGR Busch fragt weiter, ob bei fehlender Finanzierungsmöglichkeit seitens der Gemeinde das Projekt verschoben oder ausgesetzt werden kann.

Bgm. Bauer erklärt, dass dies möglich sein wird.

GfGR Busch möchte wissen, wer der Baustellenkoordinator sein wird.

Bgm. Bauer teilt mit, dass dies der Ortsvorsteher von Schleinbach gemeinsam mit Hrn. Ing. Nestler / Fa. Leithäusl sein wird.

GfGR Wohner fragt an, ob die Telekom bei den erweiterten Projekten mitmachen wird.

Bgm. Bauer erklärt, dass die Telekom je nach Bedarf mitmachen wird.

Antrag Bgm. Bauer: Den Dienstbarkeitsvertrag, die Vereinbarung über die Grundbenützung und den Vertrag über die Hoch- und Niederspannungsverkabelung in vorliegender Form zu beschließen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 10) Durchführungsvertrag ÖBB - Lärmschutzmaßnahmen
Der vorliegende Durchführungsvertrag regelt die Förderung für den Einbau von Lärmschutzfenstern in Wohnhäusern in der KG Ulrichskirchen und KG Schleinbach, welche im Anhang zum Vertrag näher bezeichnet sind.

Förderungsanteile:
15% Gemeinde




35% Land NÖ




50% ÖBB-Infrastruktur Bau AG

GR Kraus: Sind die zusätzlich weitergebenen Objekte miteinbezogen worden.
Bgm. Bauer: Es wurden alle eingearbeitet. Es werden 229 Fenster gefördert.

Antrag Bgm. Bauer:

Der Gemeinderat möge den Fördersatz in Höhe von 15% der Projektkosten und den vorliegenden  Durchführungsvertrag ÖBB-Lärmschutzmaßnahmen beschließen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.
TO 11) Wasserschaden Volksschule
Weil die Firma KWI als mitverantwortliche Haustechnikfirma auch die Schuld am Wasserschaden tragen könnte ist die Prozessführung durch den Gemeinderat zu genehmigen.

Ebenso hat der Gemeinderat einer Abtretung sämtlicher Forderung gegen die KWI Planungs- und Beratungsgesellschaft mbH & CO KG zuzustimmen.

GfGR Wohner und GfGR Busch teilen mit, dass die SPÖ Fraktion nach wie vor der Meinung ist, die Klagsabtretung im Gemeindevorstand beschließen zu müssen.

GfGR Busch drückt seine Bedenken aus, mit einer Beschlussfassung im Gemeinderat einen möglichen Formalfehler zu begehen.

Bgm. Bauer weist nochmals auf seine Gespräche mit dem Rechtsanwalt und der NÖ LRG, Abtlg. Gemeinden hin, wo ihm ausdrücklich erklärt wurde, dass ein Antrag, welcher eigentlich in die Zuständigkeit des Gemeindevorstandes fallen würde, auch im Gemeinderat beschlossen werden kann, wenn dort ein anderer Antrag im direkten kausalen Zusammenhang beschlossen wird.

Bgm. Bauer führt aus, dass die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach zu 2 Cg 115/06x des Landesgerichtes Korneuburg Klage gegen mehrere Beteiligte am Bau der Volksschule Ulrichskirchen eingebracht hat, um die entstandenen Wasserschäden ersetzt zu erhalten. Es stellte sich dabei heraus, dass auch die beauftragte KWI Planungs- und Beratungsgesellschaft m.b.H. & Co KG für den Schaden verantwortlich sein könnte. Auch wenn noch kein Ergebnis des ersten Verfahrens vorliegt, ist es eventuell erforderlich, Klage gegen die KWI Planungs- und Beratungsgesellschaft m.b.H. & Co KG einzubringen.
Antrag: Herr Bgm. Bauer beantragt, dass der Gemeinderat den Beschluss fällt, die Einleitung eines Verfahrens auf Bezahlung von EUR 82.230,59 gegen die KWI Planungs- und Beratungsgesellschaft m.b.H. & Co KG auf Schadenersatz im Zusammenhang mit den Wasserschäden der Volksschule Ulrichskirchen ausdrücklich zu genehmigen. 

Herr Bgm. Bauer führt weiters aus, dass gemäß dem Bauvertrag, der mit der Quadec Z Immobilienleasing GmbH Z Immobilienleasing GmbH zur Errichtung der Volksschule Ulrichskirchen abgeschlossen wurde, diese sämtliche Ansprüche gegen die ausführenden Firmen aus Gewährleistung und Schadenersatz an die Gemeinde abzutreten hat. 

Herr Bgm. Bauer beantragt, dass der Gemeinderat einer Abtretung sämtlicher Forderungen gegen die KWI Planungs- und Beratungsgesellschaft m.b.H. & Co KG zustimmt.
Beschluss: Die beiden Anträge werden mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt), 8 enthaltenen Stimmen (SPÖ)

GfGR Wohner begründet die Stimmenthaltung der SPÖ Fraktion mit den bereits geäußerten Bedenken bezüglich eines Formalfehlers.
TO 12) Baurechtsvertrag Heimat Österreich
Die Heimat Österreich errichtet auf dem der Marktgemeinde gehörigen Grundstück .124, 1034/1 und 1034/2 ein Gebäude betreubares Wohnen als „Bauberechtigte“. Die Marktgemeinde stellt das Grundstück als „Baurechtsgeberin“ zur Verfügung.

Das Gebäude wird von der Bauberechtigten abgebrochen und beabsichtigt ein Wohnhaus für betreubares Wohnen zu errichten. 

Baurechtsdauer: 65 Jahre.

Baurechtszins: EURO 0,65 je m² Wohnnutzfläche pro Monat. Das sind pro Jahr EURO 3.494,00.

GfGR Busch: Unter Punkt 3 wird darauf hingewiesen, dass auch eine andere Verwendung der Liegenschaft möglich ist. Das ist seiner Meinung nach nicht im Sinne des Projektes, wie es propagiert wurde. Ist dann eine andere Form als betreubares Wohnen möglich? Die Notwendigkeit des Ankaufs wurde dadurch begründet, um erstens eine bessere Förderung zu erzielen und zweitens die Kosten für die Mieter so gering als möglich halten zu können.
Bgm. Bauer: Diese Möglichkeit wurde hinein genommen um ein Leerstehen der Wohnungen zu vermeiden.
GfGR Wohner: Warum nur noch „betreubares“ Wohnen? Das sind normale Wohnungen, wo man eventuell betreut werden kann, wenn man es will.

In diesem Vertrag steht nicht, dass die Gemeinde ein Mitspracherecht beim Vermieten oder einen Einfluss auf den Mietzins hat. Wie ist eine Kontrolle über den Mietzins möglich?
Bgm. Bauer: Weist darauf hin, dass der Vertrag von RA Neid genau geprüft wurde und allen erforderlichen Voraussetzungen entspricht.

GfGR Busch: Bekommt die Förderung für den Abbruch die Genossenschaft oder die Gemeinde?

Bgm. Bauer: Die Gemeinde.

GfGR Wohner: Vertrag Punkt 3.3 – was ist mit Übergabe gemeint, wann und an wen, wann wird der Bauzins fällig?

GfGR Stöckelmayer: Ist im Vertrag Punkt 3.2 definiert – „mit Fertigstellung und schlüsselfertiger Übergabe“.

GfGR Wohner: An wen erfolgt die schlüsselfertige Übergabe – Mieter oder Gemeinde? Die Dauer von 65 Jahren ist ebenfalls sehr lang. Weiters fehlt, dass die Gemeinde ein Mitspracherecht bei der Mietzinsgestaltung und bei den Mietern hat.

GR Binder: Die Dauer ist üblich und umgerechnet für die Gemeinde in Ordnung.

Bgm. Bauer: Wird mit Neid und Heimat Österreich diesen Zusatz besprechen und in den Vertrag einarbeiten lassen.
GfGR Wohner: Die teilweise andere Nutzung?
GfGR Stöckelmayer: Bei jeder Wohnungsvergabe muss der Gemeinderat zustimmen.

GfGR Wohner: Das steht aber nicht im Vertrag.
Antrag Bgm Bauer: Der Gemeinderat möge den vorliegenden Baurechtsvertrag beschließen mit dem Zusatz, den Passus des Mitspracherechts bezüglich Vergabe und Mietzins in den Vertrag einzuarbeiten.
Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt), 8 enthaltene Stimmen (SPÖ)
Begründung GfGR Busch:

Im Punkt 3 des Vertrages wird darauf hingewiesen, dass auch eine andere Verwendung der Liegenschaft als "betreutes Wohnen" möglich ist. Dies wäre nicht im Sinne des geplanten und von der ÖVP und den GRÜNEN propagierten Projektes. Es wird im Vertrag auch nicht festgehalten, dass wie von Bgm. Bauer mehrmals versprochen, die Gemeinde ein Mitspracherecht bei der Vergabe der Wohnungen und bei der Festlegung des Mietzinses hat. Aus dieser Gründen und der Tatsache, dass der Baurechtsvertrag eine Laufzeit von 65 Jahren hat, ist die SPÖ gegen diesen Vertrag.

TO 13) Siedlung „Altherren“
Wurde von der Tagesordnung genommen.
TO 14) Haushaltsvoranschlag 2008
Der HHVA 2008 mit seinen Anhängen lag in der Zeit vom 21.11.2007 bis 05.12.2007 während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsichtnahme auf. Eingaben wurden keine eingebracht.

Der Voranschlag wurde mit allen Fraktionen ausführlich besprochen, offene Fragen wurden in verschiedenen Sitzungen geklärt. Die von den Fraktionen eingebrachten Wünsche konnten eingearbeitet werden.
GfGR Busch: Bedankt sich bei GfGR Stöckelmayer für die gut vorbereiteten Unterlagen und dafür, dass die Wünsche der SPÖ großteils berücksichtigt wurden. Der einzige Punkt ist die voraussichtliche Neuverschuldung über EUR 324.700,00 sollten alle Projekte umgesetzt werden.
Antrag Bgm Bauer: Der Gemeinderat möge den aufgelegten Haushaltsvoranschlag 2008 mit seinen Anhängen in vorliegender Form genehmigen.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.
TO 15) Volksbefragung über die Einführung einer flächendeckenden Tempo 30-Zone auf Gemeindestraßen
GfGR Busch: Dieser Punkt wurde durch die SPÖ Fraktion auf die TO gesetzt, da die Bevölkerung die unterschiedlichsten Meinungen bezüglich dieser flächendeckenden Verordnung vertritt. Dem Wunsch der Bevölkerung sollte auf alle Fälle Rechnung getragen werden.
Sein Antrag lautet:

Die SPÖ Fraktion verlangt eine sofortige Volksabstimmung (innerhalb der nächsten 6 Wochen) über die Einführung einer flächendeckenden Tempo 30 Zone auf Gemeindestraßen und die Abstimmung über diesen Antrag soll geheim erfolgen.
Vizebgm. Hensel: Er hätte gerne einen vernünftigen Grund gehört, warum man Tempo 30 nicht einführen soll?

GR Kraus: Stellt Frage in die gleiche Richtung – warum fragt man nicht das Volk? Warum ist man gegen eine Volksbefragung? Hat man Angst vor der Reaktion bzw. dem Ergebnis?
GR Binder: Das Volk soll auch befragt werden, doch erst nach Einholen von Erfahrenswerten.

GfGR Stöckelmayer stellt ebenfalls einen Antrag und ladet alle Gemeinderäte ein, sich diesem anzuschließen:

Der Bürgermeister wird beauftragt, in der Gemeinderatssitzung im September 2008 nach Erfahrungswerten aus dem Pilotprojekt „Tempo 30“ in Schleinbach den Tagesordnungspunkt „Volksbefragung über die Einführung einer flächendeckenden Tempo 30 Zone auf Gemeindestraßen“ aufzunehmen.

Vizebgm. Hensel schließt sich dem Antrag von GfGR Stöckelmayer an. Der Verkehrssachverständige DI Fuchs hat selbst angeregt, eine derartige Beschränkung über den Zeitraum von mind. 6 Monaten zu beobachten um zu evaluieren, wie sich Tempo 30 auf das Verkehrsverhalten der Bevölkerung auswirkt.
Es folgt eine kurze Diskussion, in der das Für und Wider von Sammeln von Erfahrungswerten, Praxis, etc. besprochen werden.
Vizebgm. Hensel stellt die Frage in den Raum, welchen vernünftigen Grund es geben könnte, eine Tempo 30 Zone nicht einzuführen.
Bgm. Bauer stellt den Antrag von GfGR Stöckelmayer zur Abstimmung.

Beschluss: Antrag mit 11 Stimmen angenommen (9 ÖVP, 2 Grünes Kleeblatt), 8 Gegenstimmen (SPÖ)

Durch dieses Abstimmungsergebnis ist der Antrag der SPÖ Fraktion hinfällig.
TO 16) Verzicht auf Wiederkaufsrecht von Fam. Killek, KG Schleinbach
Johann und Helga Killek, Sandgasse 2, 2123 Schleinbach, besitzen die Parz. Nr. 1337/19 im Siedlungsgebiet Goldbründlweg. Für diese Parzelle ist ein Wiederkaufsrecht für die Marktgemeinde Ulrichskirchen-Schleinbach grundbücherlich vermerkt. Herr und Frau Killek beabsichtigen, dieses Grundstück zu verkaufen.
Antrag Bgm. Bauer: Der Gemeinderat möge zustimmen, auf das Wiederkaufsrecht für das Grdst.Nr. 1337/19 der Familie Killek zu verzichten.

Beschluss: Antrag einstimmig angenommen.

TO 17) Anfragen und Mitteilungen, die in die Kompetenz des Gemeinderates fallen
Vizebgm. Hensel: Als Vorsitzender einiger Arbeitskreise hat er die Arbeitsberichte über das Jahr 2007 zur Einsichtnahme in der Gemeinderatsmappe aufgelegt. Er bedankt sich auch bei allen Gemeinderäten, die in diesen Arbeitskreisen mitarbeiten, für die gute Zusammenarbeit. Weiters teilt er mit, dass der AK Klimabündnis einen Fragebogen ausgearbeitet hat, der der nächsten Gemeindezeitung beigelegt werden soll. Darin geht es um die Erhebung der Anlagen für erneuerbare Energie, etc., wie in den einzelnen Haushalten geheizt bzw. Warmwasser aufbereitet wird. Diese Ergebnisse können in die CO2 Bilanz eingearbeitet werden. Um einen entsprechenden Rücklauf zu erhalten wurde beschlossen, dass der Fragebogen mit einem Gewinnspiel kombiniert wird. Hauptgewinn ein Fahrrad im Wert von ca. EUR 500,00, 2. + 3.  Preis Service für ein Fahrrad. Finanziert werden diese Preise durch Spenden von einigen Firmen (Raymann, Öko Energie, etc).

Das Fahrrad wird bei Fa. Hrebenda in Wolkersdorf gekauft, wahlweise Herren- oder Damenfahrrad. Übergabe könnte beim Neujahrsempfang erfolgen.
GfGR Busch schlägt vor, die abgegebenen Fragebögen der Gemeinderäte nicht an der Verlosung teilnehmen zu lassen. Er weist auch noch darauf hin, dass diese Fragebögen auch für die zukünftig notwendigen Gemeindeförderungen/Budget relevant sind. Der Bogen muss nicht vollständig ausgefüllt werden. 
Bgm. Bauer:
EVN Wasser hat mitgeteilt, dass die Leitung bereits planmäßig im November in Betrieb gegangen ist. Es wurden bereits Werte von 20mg/l Nitrat und 23 dH° erzielt. Durch ein Gebrechen, verursacht durch den Autobahnbau, musste wieder das „alte“ Wasser eingespeist werden, ab 6.12. soll jedoch wieder das neue Wasser fließen.
Da die Leitung neu desinfiziert werden muss kann leichter Chlorgeruch auftreten.

Um die Lärmschutzmaßnahmen, welche im Zuge des Baus der A5 ausgehandelt wurden, auch tatsächlich zu erhalten, hat die Stadtgemeinde Wolkersdorf einen Zivilingenieur zur Überprüfung beauftragt. 

GfGR Busch weist darauf hin, dass es schriftlich festgehalten wurde, dass 6m hohe Kreinerwände aufgestellt werden, etc.

GfGR Busch: Die Termine wurden zwar lange vorher bekannt gegeben, um jedoch die Besuche der nächsten Gmoa-Abende besser koordinieren zu können bittet er, die nächsten Gmoa-Abend Termine für alle 3 KGs an alle Gemeinderäte kurz vorher nochmals per e-mail als Erinnerung zu senden.
Bgm. Bauer beendet, da es keine weiteren Anfragen und Mitteilungen gibt, um 21:26 Uhr die Sitzung.
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